"Her mit dem Guten Leben. Gegenentwürfe zur Globalen Krise!" (Workshop mit Powerpoint-Vortrag)

Zusammenfassung
Wir wollen die zyklisch auftretenden Krisen als grundsätzliche Krisenhaftigkeit des globalen Kapitalismus darstellen. Mit „System Change not Climate Change“ wird auf den Punkt gebracht was bereits in der politischen Ökonomie von Marx und Engels angelegt ist. 
Gerechtigkeit kann nicht durch mehr Produkte oder besseren Lohn hergestellt werden, sie muss durch einen anderen Zugang zu Natur und eine andere soziale Organisation vermittelt werden. In Ansätzen wie Postwachstum oder buen vivir werden solche Alternativen gedacht.
Wir zeigen an Beispielen aus Lateinamerika und Deutschland politische Praxen der kollektiven Produktion, sozialen Eigentums und der Selbstorganisation. Hier werden nicht nur Forderungen an Politik und Wirtschaft gestellt, sondern Handlungsoptionen für ein besseres Leben entwickelt.
Dabei zeigen wir auf, was für das Informationsbüro Nicaragua transnationale Solidarität ausmacht.
Einleitung und Vorstellung: 
Wir möchten hier globale Krisenszenarien in einen theoretischen Bezug zur Kapitalismuskritik von Engels und Marx stellen und anhand von praktischen und theoretischen politischen Bewegungsansätzen aus Lateinamerika und Europa Alternativen aufzeigen.

Den Titel haben wir schon seit 10 Jahren auf einem Nahua Script, er hat sich als vorausschauend erwiesen. Der Begriff Globale Krise war bisher nur der sperrige Begriff einer Minderheit, der erst durch Corona eine höhere Nachvollziehbarkeit erhielt. Auch das Gute Leben existiert schon länger als Synonym für einen Gegenentwurf zum kapitalistischen Wirtschaften.
Dabei gibt es zahlreiche Gegenentwürfe zur vermeintlichen Alternativ- und Ausweglosigkeit der Krisenpolitik. Und ich hoffe auch in der aktuellen Dramatik machen wir Lernerfahrungen die sich nach der Krise nicht in ein “Weiter so” niederschlagen.
Dazu wollen wir alternative Erklärungsmuster sowie Denk-und Betrachtungsweisen aufzeigen, die alternative Handlungsstrategien aufzeigen um den “permanenten Krisenmodus im globalen Kapitalismus” zu durchbrechen. 
Wir wollen damit nicht vorrangig: Forderungen an Politik stellen oder zu Individuellem Verzicht aufrufen, sondern “Soziales Handeln, Soziale Bewegungen und ihre Impulse” aufzeigen.
Dabei suchen wir keine große Lösung sondern Ansätze die in ihrer Vielfalt gesellschaftliche Alternativen entwickeln und ausprobieren. 
Die Globale Krise:
1. Der Kapitalismus ist grundsätzlich krisenhaft, die zyklenhaft auftretenden Krisen weisen unterschiedliche Symptome auf, sind aber in Wechselbeziehungen miteinander verschränkt und lassen sich auf eine gemeinsame Ursache zurückführen. Wir müssen von einer Globalen Krise sprechen. Jede staatliche Reaktion mit sozialpolitischen, wirtschaftlichen, finanzpolitischen Maßnahmen die an Symptomen laboriert, wird neue Krisen hervorrufen. Auch die aktuelle Pandemie ist hierfür ein Brennglas und macht Ursachen, Akteure und Handlungsmöglichkeiten deutlich. Für eine Corona-feste Zukunft heißt: Auf die Krisenhaftigkeit des Systems reagieren! Alle Krisen auf einmal angehen.

Seit Beginn des letzten Jahrhunderts sprechen wir von weltweiten Krisen, spätestens seit der sogenannten Weltwirtschaftskrise 1929, 
Dann folgten in meiner Lebensphase jede Menge Krisen aufeinander: 
Erdölkrisen 1973 und 1979, Lateinamerikanische Schuldenkrise 1982, Dotcom Blase 2000, Finanzkrise 2007, Eurokrise 2010, Klimakrise und die Coronakrise, um nur einige zu nennen. Die Krisen sind nicht unabhängig voneinander.

Die Krisenbewältigungsstrategien folgten dabei durchweg einem einfachen Muster:

Auf die Wirtschaftskrise muß reagiert werden mit Wachstumsförderungen; 
die Energiekrise muß durch Atomenergie, Agrotreibstoffe und andere Megaprojekte bekämpft werden
Die Finanzkrise muss mit mehr Geld für die Banken einhergehen   

Die Ernährungskrise wird mit einer «Grünen Revolution» bekämpft, die mit Pestiziden und Düngemitteln die Erträge verbessern soll. 

die Klimakrise soll durch neues “grünes”  Wachstums- bekämpft werden (Umweltdienstleistungen, Kohlenstoffhandel, usw.) 


Wenn es von irgend etwas vermeintlich “zu wenig” gibt, muss mehr davon bereitgestellt werden. Wenn es von etwas “zu viel” gibt, muß es durch etwas “anderes mehr” ersetzt werden. Die Idee, den Verbrauch grundsätzlich zu senken, taucht in dieser Logik nicht auf.

Diese Art der Wachstumsförderungen führt zu weiteren Krisen in der Energie- und Rohstoffversorgung;  

die intensive Suche nach Rohstoffen und Ersatzprodukten führte zu einer aggressiveren Rohstoffpolitik und auch mal zu Kriegen;

Großprojekte zur Bekämpfung der Energiekrise (Staudämme oder Agrartreibstoffe) führen zur Vertreibung von Millionen von Menschen. 
Atomenergie führ zu Umweltkatastrophen
Mehr Geld für Banken führt zu  Immobilien, Aktien sonstige Blasen , Landgrabbing, und legt Grundsteine für neue Krisen

Die «Grüne Revolution» zerstört Böden, setzt mehr Umweltgifte frei, fördert die Patentierung von Saatgut und genetisch veränderten Organismen, welches alles Kleinbäuerliche Landwirtschaft zerstört und Selbstversorgung immer schwieriger macht.

Auch die Corona Pandemie ist nicht nur eine aktuelle und beschränkte neue Krise, die andere Krisen ablöst. Die Pandemie schreibt sich ein in einen historischen Prozess des zeitgenössischen Kapitalismus. Sie wird durch die anderen Krisen und deren vermeintlichen Krisenlösungsmechanismus bedingt und sogar in ihrer Ausbreitung gefördert. Der Notstand, den diese Pandemien der Globalisierung hervorrufen, hat nichts mit einer „Naturkatastrophe“ zu tun. Vielmehr ist er Ergebnis davon, dass das Leben in den letzten Jahrzehnten einer immer stärkeren neoliberalen Kommerzialisierung unterworfen war und dass in immer mehr Ökosysteme vorgedrungen wurde: durch intensive, industrielle Landwirtschaft (die die Vogelgrippe hervorgebracht hat), den Handel mit Wildtieren (wie in China), genetische Manipulationen, den menschlichen Organismus schwächende Schadstoffe, Ausbreitung des räuberischen Tourismus, Entwaldung, Vorantreiben der Agrargrenze, übermäßige Nutzung von Antibiotika, um nur einige Beispiele zu nennen.
Solche Faktoren verstärken sich unter anderem durch die transnationalen Übertragungswege, ermöglicht durch die expandierende Mobilität, sowohl von Menschen als auch von Waren, durch das außergewöhnliche Wachstum der Städte und die Prekarisierung der öffentlichen Gesundheitssysteme. 
Dieses systematische, zerstörerische und räuberische Vordringen des Kapitals in alle Räume und Lebensbereiche in den letzten Jahrzehnten macht auch das heutige globalisierte System zukünftig unhaltbar
Mein Fazit ist an dieser Stelle, dass ein Wirtschaftssystem, das auf immer mehr Ausbeutung von Mensch und Natur setzt (über diese Trennung ließe sich trefflich streiten, will ich aber hier nicht), immer neue und aufeinander aufbauende Krisen erzeugen wird. 
 Jede staatliche Reaktion mit sozialpolitischen, wirtschaftlichen, finanzpolitischen Maßnahmen, die an Symptomen laboriert, wird neue Krisen hervorrufen. Auch die aktuelle Pandemie ist hierfür ein Brennglas und macht Ursachen, Akteure und Handlungsmöglichkeiten deutlich.
Wir wollen nicht nach der Krise wieder in die alte Welt zurückspringen. Zwar gibt es in der aktuellen Pandemie eine große Bereitschaft das persönliche Leben zu ändern. Aber z.B. die Klimakrise wird nicht in gleicher Weise als Bedrohung aufgefasst, da sie ja mit zeitlichr Verzögerung und oftmals zuerst in anderen Teilen der Welt aufschlägt. 
Es gibt aber Lernmöglichkeiten die sich nutzen lassen. Nur eine systemische Sicht bietet eine grundsätzliche Lösung.
Von Engels gelernt?
2. [bookmark: _Hlk74297878]Man muß den Kapitalismus begreifen. Erst mit ihm gab es Wachstum. Das Privateigentum an den Produktionsmitteln, der Interessenwiderspruch zwischen Kapital und Arbeit und der Zwang zur permanenten Kapitalverwertung zerstören jedoch zugleich unsere Lebensgrundlagen. Sie beuten Mensch und Natur aus.  So lange diese Grundübel nicht aufgehoben werden, lassen sich die Krisen nicht ursächlich beheben. 
Man muß den Kapitalismus begreifen, das nennen Marx und Engels Politische Ökonomie. Erst mit ihm gab es Wachstum. Das Privateigentum an den Produktionsmitteln, der Interessenwiderspruch zwischen Kapital und Arbeit und der Zwang zur permanenten Kapitalverwertung (inzwischen erfahrbar als Wachstumszwang) zerstören jedoch zugleich unsere Lebensgrundlagen. Ziel der Produktion ist nicht die Bearbeitung der Natur, so dass alle zu essen haben, sich kleiden können und eine Wohnung haben. Alle ökonomischen Kategorien lassen sich unmittelbar auf die Konkurrenz und das Privateigentum an den Produktionsmitteln (Maschinen, Fabrikgebäude, Arbeitskräfte, Rohstoffe, Bodenschätze) rückführen, woraus die Grundübel der kapitalistischen Gesellschaft in der (private) Aneignung von Arbeitskraft und Naturfaktoren erklärbar sind. Darin werden die arbeitenden Menschen nur als Produktionsfaktoren gesehen und die Natur nur als totes auszuplünderndes Materiallager. Eine unmittelbare Beziehung zwischen dem arbeitenden Mensch und der Natur kann so nicht entstehen, die Beziehung ist geprägt durch Ohnmacht und Entfremdung. Auch die Wirtschaftswissenschaft beschränkt sich auf die kapitalistischen Akteure und die am Markt stattfindenden Transaktionen. Für eine gemeinschaftlich gestaltete Versorgung müssten alle Bereiche der gesellschaftlichen Produktion, also wie die Menschen sich mit Nahrung, Wohnraum, Kleidung versorgen, einbezogen werden, also auch die bei den Ökonomen ausgegrenzten Bereiche wie subsistenzwirtschaftliche Erzeuger-Verbraucher-Gemeinschaften, Hausarbeit, Kindererziehung, Altenbetreuung, genossenschaftliche Energieerzeugung, Landschaftspflege. Eigentlich sogar hauptsächlich diese.
Entscheidend für die „ökologische Frage“ ist das Verhältnis, das eine Gesellschaft in ihrer Produktionsweise zur Natur entwickelt. Für die kapitalistische Warenproduktion ist die Natur quasi kostenlose Materie, die dem privaten Produktionskapital hinzugeschlagen werden kann. Die entstandenen Kosten und Zerstörungen werden „externalisiert“, d.h. in die Gesellschaft ausgelagert. In dieser Privatisierung der Natur erklärt sich die gesamte Klimakrise. Erst durch Aufhebung des Privateigentums an den Produktionsmitteln, der Konkurrenz und der entgegengesetzten Interessen kann eine neue gerechte und nachhaltige Gesellschaft in Selbstbestimmung und ohne soziale Spaltung und Naturzerstörung entstehen. Wie dies passieren kann, als Enteignung, Vergesellschaftung, gesellschaftliche Kontrolle, Regulation oder Planwirtschaft ist bis heute in Theorie und Praxis unklar, die Notwendigkeit ist aber alternativlos.
Von der Wachstumskritik zum Postwachstum

3. Kapitalismus ist breit verankert, seine Grundlagen: Lizenz zur freien Ausplünderung der Natur, Entfremdung der Arbeitenden von den stofflichen Grundlagen von Arbeit, Natur und Arbeitsprodukt, und Beschränkung der Demokratie auf nichtproduktive Bereiche werden von der Politik und einer breiten Bevölkerungsmehrheit trotz täglicher Erfahrungen getragen. Dementsprechend zielen die gängigen Vorschläge von Klimawandelstrategien immer auf den Systemerhalt:
Auch bei Engels und Marx wird Natur als quasi unendliche Ressource betrachtet. Auch wenn sie schon die Verknappung der Ressourcen durch deren private Aneignung erkennen und benennen.
 Historisch kann der Kapitalismus sich immer weiter ausdehnen und wachsen, z.B. durch den Kolonialismus aber auch die Inwertsetzung immer weiterer Lebensbereiche (Beispiele: Extraktivismus/Monokulturen, der Care Arbeit, Aneignung von Leben durch Patentierung von Pflanze und Tieren oder auch durch die Aneignung persönlicher Daten). Die Anerkennung von Natur als endlicher Ressource fand in den Ländern des “globalen Nordens” erst recht spät statt. Ein Bewußtsein für die Endlichkeit der Ressourcen formulierte sich erstmals im Bericht des Club of Rome «Die Grenzen des Wachstums » (1972). Mit den damals auch aufkommenden Bildern aus dem All auf die Erde beginnt auch hier die Wahrnehmung der Erde als geschlossenes, endliches System. 
Auf diese Erkenntnisse folgten Ideen von Lösungsansätzen, die spätestens bei der UN Konferenz für Umwelt und Entwicklung in Rio in der Idee von “Nachhaltigkeit” formuliert wurden. Mit der Idee eines sogenannten “qualitativen Wachstums” entwickelte der “Nachhaltigkeitsdiskurs” von “sustainable Development” bis “lokale Agenda” schnell einen Blitzableiter, der es möglich machen sollte, dass nie versiegender moderner Wohlstand bei gleichzeitiger Entlastung der Umwelt möglich sei. Dabei ist Nachhaltig, was zugleich der Ökonomie, dem Sozialen und der Ökologie dienlich ist. 

Allerdings: Mit der vorgeblich gleichrangigen Integration sozialer, ökonomischer und ökologischer Belange wird der Nachhaltigkeitsdiskurs zum Teil des eigentlichen Problems. Indem sich jede ökologische Entlastung unter den Vorbehalt eines sozialen und ökonomischen Nutzens (also der Wahrung beliebiger Besitzstände) stellen lassen muss, wird sie zum Grundstein einer weiteren Wachstumsdoktrin.

Diese Sichtweise findet sich ganz aktuell z.B: in der Idee eines “Green new Deal” wie er ja auch in Europa zur Zeit mit einem gigantischen Wachstumsprogramm umgesetzt werden soll. 

Die Brisante Fragen nach bescheideneren Lebensstilen oder unbequemen Verhaltensänderungen scheinen sich zu erübrigen. 

Politik, Wirtschaft und eine zunehmend konsumabhängige Gesellschaft finden ein perfektes Alibi für das expansive Weiter-So. Hinter der Zauberformel des qualitativen, also ökologisch unschädlichen Wachstums. 

Mit der Nachhaltigkeit bleiben Machtfragen völlig außerhalb des Diskurses. Die “Mächtigen” fördern das, und profitieren von dem Konzept, weil mit der ungebrochenen Wachstumslogik Macht und Gewinne gesichert bleiben können. 

Die Postwachstumsökonomie, die sich auf mehreren Ebenen von diesem Modell verabschiedet 
Hinter der Zauberformel des qualitativen, also ökologisch unschädlichen Wachstums, verbergen sich zwei Wirkungsprinzipien: Effizienz und Konsistenz mit dem Ziel Entkopplung des Wachstums vom Ressourcenverbrauch
Bei der ökologischen Effizienz soll der Einsatz an Material, Energie und anderen Umweltressourcen zur Erstellung eines bestimmten Outputs minimiert werden. Sparsamere Produkte, Motoren, Antriebe, Heizungen, Häuser, technische Verfahren können die Ressourcenproduktivität, also das Verhältnis zwischen materiellem Input und angestrebtem Nutzen, optimieren.
Ökologische Konsistenz will die Wirtschaftsweise der Biosphäre auf Produktions- und Konsumaktivitäten übertragen. Angepeilt wird ein System vollkommen geschlossener Stoffkreisläufe. Abfälle oder Emissionen würden demnach nicht existieren, weil jedes Restprodukt am Ende eines Konsumaktes oder Leistungserstellungsprozesses wieder vollständig als «Nährstoff» in einen anderen Prozess einfließen könnte. Produkte würden dergestalt konstruiert werden, dass die Materialien innerhalb eines technischen Kreislaufs verbleiben, also nie zu Abfall werden. Würde dieser Rezeptur gefolgt, so die Hoffnung, könnte die Konsumparty unbeirrt weitergehen. 
Allerdings: Mit der vorgeblich gleichrangigen Integration sozialer, ökonomischer und ökologischer Belange wird der Nachhaltigkeitsdiskurs zum Teil des eigentlichen Problems. Denn indem sich jede ökologische Entlastung unter den Vorbehalt eines sozialen und ökonomischen Nutzens oder der Wahrung beliebiger Besitzstände stellen lässt, wird die Säulen-Logik zum Grundstein einer unerbittlichen Wachstumsdoktrin. 
Das Problem besteht in der globalen Ausweitung eines den Güterwohlstand steigernden Versorgungssystems. Seinen Kern bilden zwei einander symbiotisch bedingende Spezialisierungsvorgänge:
1. Fremdversorgung und 2. Ausweitung der Wertschöpfungskette
Wenn Bedürfnisse Zug um Zug durch Produkte, Dienstleistungen und Automatisierung abgedeckt und in Konsumbedarfe verwandelt werden, ist die Existenzsicherung schicksalhaft einem hinreichenden Geldeinkommen ausgeliefert. Das Soziale muß komplett im Ökonomischen aufgehen. Zielgrößen des modernen Lebens wie etwa Freiheit, Sicherheit und gerechte Teilhabe werden so vollends zum Objekt marktwirtschaftlich vermittelter Produktion. Wir sind so lückenlos in dieses Versorgungssystem integriert, dass wir sofort aussterben würden, wenn alle Supermärkte vier Wochen geschlossen wären. Eine Postwachstumsökonomie müsste die problematische Verknüpfung von Schicksal und Wachstum als Strukturmerkmal moderner Fremdversorgungssysteme überwinden. Die Geldabhängigkeit verstärkt sich mit zunehmenden Ansprüchen an materielle Selbstverwirklichungsoptionen und damit einhergehend einer stetigen Anhebung des monetären Versorgungsminimums, also dessen, was als «Armutsgrenze» deklariert wird. Deshalb ist Fremdversorgung nicht nur Folge und Ursache für geteilte Zukunftserwartungen, also mithin Kultur prägend, sondern auch Quelle für geteilte Zukunftsängste. Dieser Sachzwang beherrscht und marginalisiert den Manövrierspielraum einer “nachhaltigen Entwicklung”.
So werden Innovationen, die mittels ökologischer Konsistenz und Effizienz eine Entkopplung des Wachstums bewirken sollen, zugleich als Treiber des Letzteren instrumentalisiert.
So herrscht ein doppeltes Wachstumsparadigma:
1. Generierung von wachsender Nachfrage, wenn die Produkte durch Effizienz oder Konsistenz billiger werden (siehe rebound effekt als Einsparpotenzial von Effizienzsteigerungen, das aber nicht eingespart, sondern für andere Produkte investiert wird). Auch die Unternehmen investieren eingespartes Kapital in die Produktionssteigerung.
2. Um Kosten-Einspareffekte in der Produktion zu realisieren, muß Leistungserstellung, die vormals an einen Produktionsstandort gebunden war, in möglichst viele isolierte Fertigungsstufen zerlegt werden, dann erlaubt dies die flexible und ortsungebundene Verlagerung bei auch nur minimaler Kosten- oder Qualitätsunterschiede. Spezialisierungsgewinne führen zu sinkenden Stückkosten, implizieren also Größenvorteile. Sie sind aber untrennbar mit der Notwendigkeit verbunden, vor Beginn der Produktion in die benötigen Inputfaktoren zu investieren. Das zur Stabilisierung von arbeitsteiligen Wertschöpfungsprozessen mindestens erforderliche Wachstum steigt also mit der Anzahl eigenständig wirtschaftender Betriebe entlang der Wertschöpfungskette und mit deren durchschnittlicher Höhe an nötigen Überschüssen.
Gegen diese Wachstumstreiber helfen die zwei Strategien einer Postwachstumsökonomie. 
1. Konsumseitig geht es um Entrümpelung und Entschleunigung. Welche Energiesklaven, Konsum- und Komfortkrücken, die geldabhängig und hilflos machen, können als Ballast abgeworfen werden? Ganz im Sinne eines “Buen Vivir” werden Bedürfnisse neu definiert und soweit als möglich vom reinen Warenkonsum abgetrennt. Es gilt zudem einen individuellen Kompromiss zwischen Fremd- und Selbstversorgung zu finden. Wer lediglich 20 Stunden dem Gelderwerb nachgeht, kann die andere Hälfte seiner Kreativität dem Handwerk, der Kindererziehung, der Nachbarschaftshilfe, der Mitwirkung im Community Garden, der Pflege und Reparatur von Konsumgütern, dem Gemeinwesen etc. widmen. Urbane Subsistenz heißt, sich souverän der schicksalhaften Abhängigkeit von globaler Fremdversorgung zu entziehen. Infolge beider Strategien bräuchte der geldbasierte und globalisierte Industriekomplex nur noch halb so groß sein. Zudem wäre er so umzugestalten, dass die Neuproduktion von Gütern, die viel langlebiger und reparaturfreundlicher sein müssten, eher eine untergeordnete Rolle spielt. Der Fokus läge auf dem Erhalt, der Um- und Aufwertung vorhandener Produktbestände und Infrastrukturen, etwa durch Renovation, Konversion,Optimierung, Nutzungsdauerverlängerung oder Nutzungsintensivierung. Wenn dann noch Elemente einer Geld- und Bodenreform sowie die Orientierung an individuellen CO2-Bilanzen hinzukämen, wäre die Postwachstumsökonomie eine realistische Perspektive.
2. Daraus lassen sich angebotsseitige Bedingungen für eine Postwachstumsökonomie ableiten. Eine Verkürzung der Distanz zwischen Verbrauch und Produktion – gemessen an der Anzahl der Betriebe entlang der Wertschöpfungskette – reduziert zwar die ökonomische Effizienz im Sinne einer Maximierung der Güterversorgung, aber gleichsam das mindestens notwendige Wachstum. Ein Effekt kleinräumiger und damit sozial interaktiverer Ökonomien besteht darin, dass Anleger stärkeren Einfluss auf die Verwendung ihres Kapitals nehmen können. Wer sein Geld einem Unternehmen überlässt, dessen Zweck – etwa Klimaschutz, ökologischer Landbau oder besonderes soziales Engagement – er/sie unterstützt, wird tendenziell geringere Zinsen fordern, denn genau dies dient dem Zweck. Die kürzeste Wertschöpfungskette entspräche indes dem Prinzip der Subsistenz. Wer sich mit anderen durch einen urbanen Gemeinschaftsgarten versorgt, trägt zu einem Versorgungsmuster bei, das kein Geld, keinen Gewinn, keinen Zins und folglich keinen Wachstumszwang kennt. 
Die Überlegungen zu einer “Postwachstumsgesellschaft” können und wollen wir hier nicht umfassender darstellen. Für uns ist die Abkehr vom Wachstumsdogma” ein unausweichlicher Schritt, um aus dem Krisenmodus zu kommen.
„System Change not Climate Change”
4. [bookmark: _Hlk73193464]Mit dem Kampfspruch „System Change not Climate Change“ hat die Bewegung für Klimagerechtigkeit mit einer neuen Radikalität das auf den Punkt gebracht was bereits in der politischen Ökonomie von Marx und Engels angelegt ist: die Kritik der kapitalistischen Produktionsweise in Theorie und Praxis. 
Aus dem Ruf nach „System Change not Climate Change“ schöpfen wir Hoffnung auf eine Bewegung, die Ansätze ausserhalb des kapitalistischen Systems sucht. 
Ein Ansatz zur Veränderung kann die Idee der  “Klimagerechtigkeit” bieten: 
Erstes Ziel dieses Ansatzes ist es, den zur globalen Erwärmung führenden Ausstoß von Treibhausgasen nicht nur stark zu reduzieren, sondern ihn – bzw. dessen Reduktion – auf alle Menschen weltweit gerecht aufzuteilen. Darunter wird eine gerechte Aufteilung der klimabeeinflussenden Verbrauchsfaktoren verstanden (Treibhausgase, Rohstoffe, Flächenverbrauch etc). Und zwar so, dass alle Menschen einen gleichen Pro Kopf Verbrauch zugestanden bekämen (Nord-Süd-Gerechtigkeit). Dabei müssten diese Durchschnittswerte („planetare Obergrenzen“) so gesenkt werden, dass die nachfolgenden Generationen keine schlechteren Lebensverhältnisse vorfinden würden (Intergenerationengerechtigkeit). Im Einzelnen umstritten ist dabei, wie sehr die historischen Emissionen der Industrieländer bei dieser Rechnung berücksichtigt werden müssen und sollen. Eine klimagerechte Emissionspolitik würde es vielen Entwicklungsländern (theoretisch) erlauben, ihren Treibhausgas-Ausstoß zum Teil erheblich zu steigern. Für die Hauptverursacher des Klimawandels, die industrialisierten Nationen, würde dies hingegen einer Reduktion um bis zu 95 Prozent gleichkommen.
Als zweites Ziel soll Klimagerechtigkeit dafür sorgen, dass die heute ungleiche Verteilung der Folgen der globalen Erwärmung unter Berücksichtigung des Verursacherprinzips ausgeglichen wird, wobei Klimagerechtigkeit in der Regel davon ausgeht, dass jene Bevölkerungsgruppen (mehrheitlich im globalen Süden), die am wenigsten zum Klimawandel beitragen, oftmals am stärksten und ungeschütztesten unter seinen Folgen zu leiden haben. 
Das bedeutet, dass ein erheblicher Teil des (durch klima- und menschnschädliches Verhaltenen erwirtschafteten) Reichtuns, zugunsten der Leidtragenden des Klimawandels, umverteilt werden muss. Solche Forderungen finden wir ja zum Glück gerade in den “Bewegungen” die an Konfrontationslinier wie dem Hambi, dem Danni, der A100 oder 20 stattfinden. Und damit die “Systemfrage” stellen.
Das Buen Vivir: Die Prinzipien einer anderen Weltanschauung
5. [bookmark: _Hlk74001534]“Wir müssen nicht nur das Ökonomische System, wir müssen auch unsere Beziehungen untereinander und zum Planeten ändern!” (Michelle Wenderlich, gegenstromberlin). Soziale Gerechtigkeit kann nicht am Markt, durch mehr Produkte oder besseren Lohn hergestellt werden, sie muß durch einen anderen Zugang zur Natur und eine andere soziale Organisation vermittelt werden. 
Unser Zwischenfazit also: Gerechtigkeit kann nicht am Markt, durch niedrigere Preise oder besseren Lohn hergestellt werden, obwohl sich Politikerinnen gegen diese Erkenntnis weiterhin wehren. Das Klima wird nicht gerettet durch life style Entscheidungen. Klimagerechtigkeit muß durch einen anderen Zugang zur Natur und eine andere soziale Organisation vermittelt werden. Genau das sind auch die Prinzipien der indigenen Kosmovision des „Buen Vivir“ gegen ökologische Zerstörungen und wachsende Ungleichheit. 
 Seit 2008 haben Bolivien und Ecuador neue Verfassungen, in denen "gut leben" (vivir bien) und die "Rechte der Natur" (Madre Tierra, Madre Naturaleza, Pacha Mama) als Inhalte dieses neuen staatlichen Gesellschaftsvertrags festgeschrieben sind. Diese zentralen Pfeiler haben ihre Wurzeln im Weltverständnis der indigenen Völker ("cosmovision"). Buen Vivir und der Respekt vor Pacha Mama richten sich explizit gegen das Wachstumsparadigma der Entwicklungspolitik und besonders gegen die Mechanismen der neoliberalen Globalisierung. 
[bookmark: _Hlk75872939]Die Prinzipien einer anderen Weltanschauung 
· Die Menschen sind ein Teil des Ganzen. Weder stehen sie im Zentrum (Anthropozentrismus), noch können sie die Herrschaft über die anderen Wesen und Naturgegebenheiten beanspruchen. 
· Auch die Erde ist ein Lebewesen und ihre Unversehrtheit ist ein Recht, genauso wie es das Menschenrecht gibt. 
· Die Menschen denken sich nicht als Individuen, sondern als Gemeinschaften
In der Ecuadorianischen Verfassung wird die Natur, entsprechend des Buen Vivir Konzeptes, als Rechtsträgerin aufgenommen. Damit ist Natur nicht mehr auszubeutende Ressource, sondern hat Ansprüche, zumindest auf Erhalt. Aus dem Konzept der Natur als Rechtsträgerin wurden in der neuen Verfassung transzendentale Entscheidungen abgeleitet. Das Wasser wird als fundamentales Menschenrecht ... Die Nahrungssicherheit wurde zu einer zentralen Achse der ...Auch die Notwendigkeit der Energiesouveränität ...  wurde in der Verfassung verankert.
Buen Vivir wird als Gegenmodell zur herkömmlichen Entwicklungsvorstellungen betrachtet. Es beinhaltet kein lineares Zeit-/Entwicklungsverständnis: Das heißt, die Idee eines linearen Prozesses von einem Ausgangszustand zu einem späteren Zustand wird nicht geteilt und somit auch nicht das Konzept von Unterentwicklung, die überwunden werden müsste. In den indigenen Kosmovisionen ist der soziale Fortschritt – die Entwicklung? – eine Kategorie, die ständig konstruiert und reproduziert wird. Dabei geht es um das Leben an sich. Aus dieser Sicht sind die materiellen Güter nicht die einzigen Determinanten. Es gibt andere Werte mit großer Bedeutung: das Wissen und die Erfahrungen, die soziale und kulturelle Anerkennung, ethische und spirituelle Werte in der Beziehung zwischen Gesellschaft und Umwelt, menschliche Werte u.a.m. Aus dem Konzept des Buen Vivier wird darüber hinaus die Solidarität als zentraler Wert des Wirtschaftens, und daraus das Konzept der solidarischen Ökonomie abgeleitet. Wir brauchen ein neues zivilisatorisches Paradigma, und uns hier gibt die nach wie vor bestehende nicht-okzidentale Orientierung der indigenen Völker die Richtung an. 
Aus dem Buen Vivir wird ein demokratischer Anspruch abgeleitet.
Fazit: Sowohl die ökologischen Zerstörungen als auch das extreme Anwachsen der Ungleichheit sind allgemein anerkannt.
Wir brauchen Tage des Guten Lebens, auf denen wir gemeinsam diskutieren: Was sind unsere kollektiven Bedürfnisse und wie können sie innerhalb der planetaren Grenzen organisiert werden?

Auf Lateinamerika schauen: Territoriale Bewegungen und Soziales Eigentum

6. Bestimmte Denk- und Handlungsansätze zeigen Alternativen auf, auch wenn sie sich selbst nicht unbedingt auf diese Kapitalismuskritik berufen. Was können heute Modelle grundsätzlicher Alternativen zum Kapitalismus sein? So deuten wir Theorien, wie Wachstumskritik oder Buen Vivir, aber auch pol. Praxen der kollektiven Produktion, sozialen Eigentums und Selbstorganisation als gesellschaftliche Ansätze um der kapitalistischen Verwertungslogik alternative Modelle gegenüberzustellen. 

Es braucht andere Akteure und andere Wirtschaftsstrukturen. Im zweiten Teil schauen wir auf gelebte Alternativen zum Kapitalismus, auch wenn sie sich nicht explizit auf eine kapitalismuskritische Theorie berufen. 
Beispiele Territoriale Bewegungen
Unter diese Gruppe fallen nicht nur Indigene Völker (Lateinamerika 30 Mio, 10%) und die Afroamerikanische Bevölkerung, die seit Jahrhunderten eigene sozioökonomisch-kulturelle Strukturen entwickelt und bewahrt haben und gegen den Staat verteidigen, sondern auch kollektive Organisationsformen die über die klassischen Sozialen Bewegungen hinausgehen.
· Landlose, prekäre Bäuer:innen, die sich in Massenbewegungen wie MST-Landlose Bewegung LandRechte erkämpfen und zugleich ihre eigene Ökonomie und Reproduktion organisieren
· Städtische Unterschichten (Favelados), die nach Landvertreibungen aus wilden Siedlungsbewegungen am Rande der Städte (Sao Paulo, Rio de Janeiro, Lima, Quito, ..) illegal niedergelassen, neue Stadtteile gebildet, sich zugleich verteidigt und Kerne von neuen Reproduktions- und Versorgungsstrukturen bildeten.
Ein eigenständiges Thema ist die indigene Autonomie in Bolivien, die um staatliche Anerkennung ringt. Nach der Verfassung von 2006 können indigene Gemeinschaften diese beantragen. Damit sind sehr weitgehende Selbstverwaltungskompetenzen verbunden, die erheblich über die Partizipationsmodelle in anderen Ländern hinausgehen. Allerdings sind die Hürden zur Erreichung der indigenen Autonomie sehr hoch. Ob Gemeinschaften/Gemeinden diese letztendlich erhalten, entscheiden Gerichte nach der Vorlage entsprechender Unterlagen (Unterschriftenlisten, Statuten, Ergebnisse von Plebisziten in den Gemeinschaften, Gutachten). Bisher haben erst elf Munizipien (kommunale Verwaltungseinheiten) den Status einer autonomen indigenen Gemeinde beantragt.
Territoriale Bewegungen unter Covid:
Autonomie und Verteidigung, Vertiefung der territorialen Selbstkontrolle (Zapatismus), Bewachung der Ein- und Ausgangspunkte (CRIC Kolumbien), Agrarreform/Landverteilung/kollektiver Häuserbau/Austausch (MST Brasilien), Lebensmittelautonomie (Verstärkung, Diversifizierung, Tauschhandel zwischen Hochland und Tiefebene), Produktions- und Distributionskreisläufe außerhalb des kapitalistischen Marktes, Nachbarschaftsküchen 

Recht auf Stadt/ Ein zentraler Angriff darauf dass die Stadt den Investeuren gehört!
Wie die Grundforderung der bäuerlichen und Landlosenbewegungen in Lateinamerika lautet „Das Land denen, die es bebauen“ so reklamieren urbane Bewegungen das Recht, ihre Stadt, insbesondere ihr Stadtviertel mitzugestalten, um den Bewohnern und Bewohnerinnen ein gutes Leben zu ermöglichen. 
Das Spektrum und Tätigkeitsfeld dieser städtischen Sozialbewegungen ist breit: Initiativen, die sich für Infrastruktur und kommunale Einrichtungen, wie Wege, öffentliche Plätze, Zugang zu Trinkwasser oder soziale Einrichtungen einsetzen bzw. entsprechende Projekte in Eigenregie organisieren ebenso wie Bürger/innen, die sich in den unterschiedlichen Gremien kommunaler Partizipation engagieren, die in den letzten Jahren in vielen lateinamerikanischen Ländern geschaffen wurden. Mit dem Buch „Recht auf Stadt – Gemeinwohlorientierte Selbstorganisation in Lateinamerika“ hat das Informationsbüro Nicaragua Wuppertal eine Publikation vorgelegt, die die Ansätze und Zielsetzungen der städtischen Sozialbewegungen in Lateinamerika an ausgewählten Beispielen darstellt und reflektiert. Grundlage sind aktuelle Interviews mit lateinamerikanischen AktivistInnen, im ersten Teil zu kommunale Partizipationsprojekte in Venezuela, Uruguay und Nicaragua. Zwar postulieren Regierungen häufig Dezentralisierung und Einflussmöglichkeiten der BewohnerInnen der barrios und schaffen entsprechende Organe, tatsächliche Mitbestimmung aber muß den lokalen Behörden mühsam abgetrotzt werden. Wenn die Leute Ideen haben und Prioritäten setzen wollen, die von denen der Stadtverwaltungen abweichen, gibt es Konflikte und es bedarf klar umrissener Kompetenzen der Partizipationsorgane, damit sie ihre Vorstellungen durchsetzen können. 
· Die Piqueteros(Arbeitslosenbewegung) in Argentinien, die 2001 alle Plätze besetzten und das kollektive Überleben organisierten
· Asambleas Ciudadanas: 2013 fand in Freirina unter Beteiligung von gut 100 Personen als VertreterInnen von 16 Städten oder Gemeinden die erste nationale Konferenz der Bürgerversammlungen Chiles statt. Auf der Basis des Erfahrungsaustausches wurden Beschlüsse zur Verteidigung der Umwelt gegenüber industriellen Megaprojekten, besonders der Wasservergeudung mit der Gefährdung der ländlichen Gemeinden, gefasst. Gemeinsame Verursacher der Konflikte sind grosse Energie, Bergbau-, Agroindustrie- und Wohnungsbauprojekte, die die Lebensqualität in den Gemeinden und Stadtteilen bedrohen. Die asambleas bildeten auch bei den nationalen Protesten 2019/2020 und bei den Auseinandersetzungen um eine neue Verfassung die wichtigste Organisationsform.
· Organoponicos/Urbane Landwirtschaft/solidarische Landwirtschaft (Kuba, Nicaragua)
· Partizipative Strukturen (Bürgerräte, Bürgerhaushalte, Stadtteilversammlungen, Comunas)
Recht auf Stadt: auch in Deutschland
Beispiele Hamburger Gängeviertel und Herrmannplatz Berlin
Noch bis Mitte des 20. Jahrhunderts erstreckte sich das Areal der Gängeviertel vom Hamburger Hafen über die Neustadt bis in die Innenstadt und bot tausenden Arbeiterfamilien eine Heimat. Nur einige Überbleibsel der Viertel standen lange Jahre vergessen, während direkt daneben Büro- und Wohntürme aus Stahl und Glas gewachsen sind. Dabei wären die vielseitig geschnittenen Gebäude geradezu prädestiniert dafür gewesen, Teil der von den Stadtplanern angestrebten Mischung von Leben und Arbeiten in der Stadt zu sein. Anstatt die Häuser zu sanieren, hat sie die Finanzbehörde dann im Höchstgebotsverfahren verkauft und einen hohen Renditedruck auf sie gelegt. Laut offizieller Planung sollte im Sommer 2009 mit den Sanierungs- und Abrissarbeiten begonnen werden. Geschätzte 80 Prozent der historischen Substanz sollten verschwinden. 
Diese Pläne haben wir verhindert, als die Stadt Mitte Dezember 2009 das Gängeviertel von dem Investor zurück kaufte: Seitdem ist der Weg frei für noch mehr Leben, Arbeiten und Wohnen. Für mehr Kunst, Kultur und Soziales mitten in Hamburg. Im April 2010 haben wir der Stadt Hamburg ein Nutzungs- und Sanierungskonzept überreicht. Und wir sind Teil eines großen Netzes von Initiativen, die sich einsetzen für ihr "Recht auf Stadt". Wir sind noch lange nicht am Ende unseres Weges für unser gemeinsames Ziel – für ein selbstverwaltetes und offenes Gängeviertel! 
Initiative Hermannplatz — In Berlin soll das ehemals größte Kaufhaus Europas aus den 20ern abgerissen und wieder aufgebaut werden, von Karstadt-Eigentümer René Benko und seiner Immobilienfirma SIGNA. Das gigantische Projekt würde den Berliner Hermannplatz für 5 bis 10 Jahre stilllegen und hunderte Arbeitsplätze und Existenzen kosten. November 2019 Die Anwohner*innen wehren sich. Der Signa-Konzern will das Karstadt-Haus am Hermannplatz nun doch nicht abreißen. Die Bundesfamilienministerin zeigt sich davon angetan. nd, 15.5.2021 Konzern plant neue Bauweise für den Karstadt am Hermannplatz – am Konzept ändert sich nichts.

Soziales Eigentum: Damit meinen wir Nicht-kapitalistisches nicht-gewinnorientiertes Eigentum mit Arbeitsdemokratie

1. Produktion: In Argentinien seit 2001 200 Betriebe mit 20.000 Beschäftigten. Die Arbeiter:innen übernehmen die Betriebe nicht nur formal, um ihre Arbeitsplätze/Löhne zu behalten, sie entwickeln neue Beziehungen untereinander, experimentieren mit Arbeitsplatzrotation, Bedürfnislohngestaltung und Hierarchieabbau; demokratisieren Entscheidungen über Produkte, Arbeitsorganisation und Investitionen; und gestalten die betriebsübergreifende Kooperation an Gebrauchswerten  statt an Kriterien der Marktbeziehungen; eigene Ressourcen stellen sie sozialen Bewegungen zur Verfügung („Solidarische Ökonomie“).  
2. Wohnungseigentum Wohnungsbaukooperativen sind noch vor den Gewerkschaften die größte soziale Bewegung in Uruguay. Die einzelne Kooperative gründet sich im Stadtteil oder durch betriebliche Kolleg:innen. Eine Genossenschaftssiedlung entsteht in Kombination von Staatsförderung, Genossenschaftskrediten und persönlicher Arbeitsschichten unter Anleitung kontraktierter Handwerker. Alle Entscheidungen bei Bau und späterer Nutzung werden kollektiv getroffen. In Uruguay gibt es 15.000 Familien, die in gemeinsam aufgebauten und selbstverwalteten Wohnprojekten leben. Die Häuser werden in Gemeinschaft errichtet, danach werden sie unter denjenigen ausgelost, die bei den Bauarbeiten mit angepackt hatten. Die Wohnprojekte haben ihren Ursprung in den 1970er Jahren zu Zeiten der Diktatur. Die Bewegung systematisiere im großen Maßstab die alltäglichen Praktiken der unteren Bevölkerungsschichten, die auf Autonomie durch kollektive Selbsthilfe beruhen. Als ersten Schritt strebt das Kollektiv die juristische Anerkennung an und gründet eine Kooperative. Danach besteht das Ziel darin, ein Grundstück zu erlangen, entweder durch eine Besetzung oder die Regierung selbst weist ihnen eins zu. Als letztes muss das Gebäude selbst von den Mitgliedern der Kooperative mit ihrer Arbeitskraft aufgebaut werden. Jedes Mitglied sollte mindestens ein Arbeitspensum von 21 Stunden pro Woche erfüllen. Der fruchtbarste Moment des Projekts sind die Bauarbeiten selbst, da sich hierbei die Selbstverwaltung und das Kollektive materialisieren. Wichtige Prozesse der Politisierung einsetzen, die den Mitgliedern der Kooperative weitere Impulse geben, um mit der gemeinschaftlichen Arbeit voranzuschreiten, auch noch nach der Fertigstellung ihrer Wohnungen.
3. Commons = Beispiel in Deutschland = Bürgerenergiegenossenschaften und Wohnungbaugenossenscgaften


7. Für uns sind diese Ansätze insbesondere deswegen attraktiv, weil sie uns konkret Handlungsoptionen eröffnen und wir uns mit unseren Forderungen nicht nur an staatlichen Akteuren abarbeiten müssen. 
Wir lernen aus den praktischen Ansätzen in Lateinamerika.

[image: ]
· Der Ernährungssouveränität den Vorrang geben
· Aufbau von postextraktivistischen Gemeinschaften und Ökonomien
· Selbstbestimmte Räume der Information und Kommunikation zurückerobern
· Autonomie und Nachhaltigkeit lokaler Gesellschaften
Unsere Definition von Solidaritätsbewegungen: auf Grund ihrer linken Ausrichtung als antiimperialistisch, deren Ziel es ist, politische und wirtschaftliche Dependenzen auch mit radikalen Maßnahmen zu beenden.

8. Für das Informationsbüro Nicaragua heißt transnationale Solidarität bzw. transnationaler Aktivismus deshalb eine Verschränkung dreier Perspektiven
a. Unterstützung und Austausch mit sozialen Bewegungen und Partnerschaftsorganisationen in ihren sozialen, wirtschaftlichen und demokratischen Kämpfen
Wir nehmen teil an der Organisierung einer bundesweiten politisch-materiellen Nicaragua-Solidarität, unterstützen unsere Partnerorganisationen und geben sozialen Bewegungen aus Lateinamerika in den Nahua Scripten eine Stimme.
b. Veränderung der Beziehungen zwischen dem Globalen Norden und dem Globalen Süden, und
Hierzu beteiligen wir uns an Kampagnen und Netzwerken für gerechte Handelsbeziehungen wie bei den EU- Assoziierungsabkommens mit Mittelamerika und dem Mercosur, gegen Agrosprit und Landgrabbing, für ein Starkes Lieferkettengesetz  und für Ernährungssouveränität.
c. Machtkritische Informations-, Bildungs- und Organisierungsarbeit zur Durchsetzung einer sozial-ökologischen Transformation
Hierzu geben wir Werkhefte mit didaktischen Curricula heraus und führen Multiplikator:innenseminare sowie Workshops für Schüler:innen und Jugendliche durch und setzen uns für eine gerechte Gesellschaft ein.
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